
Kreisstadt Bergheim 

Der Bürgermeister 

Verantwortliches Dezernat 

III 

Vorlage Nr.: 121/2020 

1. Ergänzung 

öffentlich 
FBL: Frau Silke Bergmoser 

AbtL:  

Verfasser/in: Frau Silke Bergmoser 

Mitzeichnungen 

        

 

Vorgesehene Beratungsfolge 
Gremium Datum 

A.f. Planung und Umwelt 25.03.2020 

A.f. Planung und Umwelt 14.05.2020 
 

Hinweis: Anlagen zur Sitzungsvorlage sind nur anlässlich der erstmaligen Beratung der Angelegenheit im Ausschuss beigefügt. 

Bewahren Sie die Anlagen für Folgeberatungen bitte auf.  

 

 

Haushaltsmäßige Auswirkungen 

 Vorlage ist haushaltsrelevant (siehe Ziffer 4 der Vorlage). 

  für das lfd. Haushaltsjahr 

  für Folgejahre 

 Ortsbürgermeister/in wurde informiert. Gem. § 16 Abs. 1 Hauptsatzung besteht somit die Gelegenheit zur Stellungnahme. 
 

 

TOP 
 

Mitteilung 

Rahmenbedingungen und Kosten für die Organisation und Durchführung eines Ak-

tionstages "Mobil ohne Auto" 
 

 

Erläuterungen: 

 

1. Sachverhalt 

Der Ausschuss für Planung und Umwelt hat in seiner Sitzung am 19.09.2019 die Verwaltung beauf-

tragt, alle notwendigen Schritte und Rahmenbedingungen für einen solchen Aktionstag zu prüfen 

und einen konkreten Veranstaltungsvorschlag inklusive der räumlichen Abgrenzungen und der fi-

nanziellen Abwicklung dieser Maßnahme zu unterbreiten. 

 

Dieser Vorschlag wurde für die Sitzung am 25.03.2020 - Vorlage Nr. 121/2020 - erarbeitet. Da die 

Sitzung aufgrund der Corona-Pandemie ausgefallen ist, konnte bislang noch keine Beratung hierzu 

stattfinden. 

 

Mittlerweile ist bekannt, dass Großveranstaltungen bis mindestens 31. August 2020 nicht stattfin-

den dürfen und somit auch ein solcher Aktionstag nicht, wie ursprünglich geplant, vor September 

2020 durchgeführt werden kann. 

 

Eine weitere Planung des Aktionstages zum jetzigen Zeitpunkt ist nicht zielführend, da viele zu 

organisierenden Details abhängig vom Veranstaltungstag sind. Da derzeit nicht absehbar ist, ob 

nach August 2020 solche Veranstaltungen wieder zugelassen werden, ist die Entscheidung der 

Bundesregierung hierzu abzuwarten. 




